
Liebe Münchnerinnen und Münchner,

MdB Singhammer im Gespräch…MdB Singhammer im Gespräch…

eine wachsende Zahl von
Menschen in München
macht sich Sorgen, ob sie
in den nächsten Jahren
noch ihre Miete bezahlen
können. Der Grund liegt vor
allem darin, dass zu wenige
Wohnungen in der Stadt ge-
baut werden und weil das
Angebot dem Zuzug nicht
standhält. Deshalb setze ich
mich mit den Möglichkeiten,
die ich habe, als Bundes-
tagsabgeordneter für Mün-
chens Mitte und Norden für
die Mieter von der Maxvor-
stadt über Schwabing, Mil-
bertshofen und Moosach bis
ins Hasenbergl und Frei-
mann ein. Besonders erfreu-
lich ist es dann auch, wenn
Erfolge erreicht werden: 
Der drohende Verkauf von
Erbbaugrundstücken des
Bundes konnte verhindert
werden. Die erreichten kon-
kreten Zusagen: Der Bund
wird den Verkauf von Erb-
baurechtgrundstücken in
München, die noch eine län-
gere Laufzeit aufweisen,
nicht aktiv vorantreiben. Das
bedeutet, dass die Münch-
ner Genossenschaften allein
entscheiden, wie es weiter-
geht. Es wird kein Kaufdruck
aufgebaut. Für Erbpachtver-
träge, die in den kommen-
den Jahren auslaufen wür-
den, wird der Bund zudem
eine Verlängerung der Erb-
pachtlaufzeit anbieten. 

Bei den GBW-Wohnungen
ist noch einiges zu tun: Ein
Verkauf der GBW-Wohnun-
gen an einen öffentlichen Ei-
gentümer, wie die Kommu-
nen, schützt die Mieter am
besten. Diese Position ver-
trete ich uneingeschränkt

Deshalb lehne ich eine Ent-
scheidung ab, die GBW AG
in einem freien Bieterverfah-
ren, wie es ein Verkaufsdik-
tat aus Brüssel will, zu ver-
äußern. Der Stadtratsaus-
schuss für Stadtplanung und
Bauordnung hat beschlos-
sen, dass die bayerische
Staatsregierung, die GBW-
Wohnungen an eine Gesell-
schaft der öffentlichen Hand
verkaufen solle. Das heißt,
die Landeshauptstadt Mün-
chen soll über einen Kauf
ernsthaft verhandeln. Sollte
ein Verkauf stattfinden, trete
ich dafür ein, dass Mieter-
schutzrechte nicht nur im
Verkaufsvertrag vereinbart
werden, sondern auch in
den einzelnen Mietverträgen
verankert werden: so, dass
jeder Mieter einen direkten
Anspruch geltend machen
kann.

Im laufenden parlamentari-
schen Gesetzgebungsver-
fahren zum Mietrechtsände-
rungsgesetz stehe ich per-
sönlich für folgende Korrek-
tur:

Kürzung der sogenannten
Kappungsgrenze in drei
Jahren von derzeit 20 auf 15
Prozent, da der Mietpreisan-
stieg 2011, im Vergleich zum
Vorjahr, in vielen Städten –
vor allem bei uns in Mün-
chen – zum Teil deutlich
über 5 bis 10 Prozent lag...
mit steigender Tendenz.

PS. Über Ihre Meinung wür-
de ich mich freuen!
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